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des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
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über den Bericht der Bundesregierung über den Stand der 
Unfallverhütung und das Unfallgeschehen in der Bundesrepu- 
blik für das Jahr 1967 (Unfallverhütungsbericht 1967) 

— Drucksache VI/183 — 


A. Bericht des Abgeordneten Langebeck 


Zum vierten Mal hat die Bundesregierung einen 
Bericht über den Stand der Unfallverhütung und das 
Unfallgeschehen — den Unfallverhütungsbericht — 
dem Deutschen Bundestag vorgelegt. Der Bericht 
wurde am 30. Januar 1970 in der 28. Sitzung des 
Bundestages dem Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung zur Beratung überwiesen. 

Der Ausschuß hat in seiner Sitzung am 19. März 
1970 den Unfallverhütungsbericht 1967 zum ersten 
Mal behandelt und beschlossen, im Rahmen einer 
Informationsreise in mehreren Betrieben des In- 
dustriegebietes des Landes Nordrhein-Westfalen 
sich unmittelbar über die Durchführung der Unfall- 
verhütung am Arbeitsplatz zu unterrichten. Außer- 
dem sollten in einem Gespräch des Ausschusses mit 
Sicherheitsbeauftragten und Sicherheitsfachkräften 
unter Beteiligung der Sozialpartner und mit Auf- 
sichtsbeamten der Gewerbeaufsichtsämter und Be- 
rufsgenossenschaften der Stand der Unfallverhütung 
und die Verbesserungsmöglichkeiten erörtert wer- 
den. Diese Informationsreise wurde vom 22. bis 
24. April 1970 durchgeführt; sie fiel in den Zeit- 
raum der „Aktion gegen den Unfall '70" in Nord- 
rhein-Westfalen. Die abschließende Beratung des 
Unfallverhütungsberichts 1967 erfolgte in der Aus- 
schußsitzung am 17. Dezember 1970. 

Zum Inhalt des Unfallverhütungsberichts 

Der Unfallverhütungsbericht ist entsprechend 
einem Wunsch des Deutschen Bundestages kürzer 
gefaßt als die Berichte der Vorjahre. Deshalb sind 
Sondererhebungen wie in den Jahren 1965 und 1966 


nicht enthalten. Er gibt jedoch einen allgemeinen 
Überblick über die Entwicklung des Unfallgesche- 
hens. Die Unfallzahlen des Berichtsjahres sind 
gegenüber dem Jahr 1966 um 391 000 auf 2 417 000 
Unfälle zurückgegangen, das sind fast 14 ®/o weniger. 
Dieser Rückgang ist auf die Entwicklung des Unfall- 
geschehens im Bereich der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften mit 16,7 ^/o Abnahmen und der 
Eigenunfallversicherungsträger mit 1,6 ®/o Abnahme 
zurückzuführen. Im Bereich der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften haben die Unfälle auch im 
Berichtsjahr zugenommen, nämlich um 1,2 ^/o auf 
253 000. In diesen Zahlen sind die Berufskrank- 
heiten enthalten. Werden sie für sich betrachtet, 
dann zeigt sich eine Zunahme der Berufskrankheiten 
bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
und den Eigenunfallversicherungsträgern. Bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften ist auch bei 
den Berufskrankheiten eine Abnahme zu verzeich- 
nen, insgesamt ergibt sich daraus eine Erhöhung 
der angezeigten Berufskrankheiten um 0,8 ^/o auf 
26 280 Fälle. Da die Berufskrankheiten an der Ge- 
samtzahl aller Unfälle jedoch nur 1 ®/o ausmachen, 
schloß das Berichtsjahr 1967 mit einem neuen Tief- 
stand der Unfallzahlen seit dem Jahre 1961 als 
3,19 Millionen Unfälle gemeldet wurden. 

Leider hat diese Entwicklung, wie Zahlen aus den 
folgenden Jahren zeigen, nicht angehalten. Der 
starke Rückgang der gemeldeten Unfälle im Jahr 
1967 hat offensichtlich im Zusammenhang mit der 
rückläufigen Beschäftigung im Berichtsjahr gestan- 
den, die ihre Ursachen in der damaligen schwierigen 
wirtschaftlichen Lage hatte. 
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Trotz des Rückgangs der Unfallzahlen sind die 
Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahr 
1967 um 4 o auf 3,79 Mrd. DM gestiegen. Eine Ver- 
minderung der Ausgaben war nur bei den Ausgabe- 
arten Heilbehandlung, Verletztengeld, Abfindungen 
an Verletzte und Erkrankte und Kosten der Heil- 
und Pflegeanstalten zu verzeichnen. Die anderen 
Ausgaben, insbesondere für Berufshilfe, Renten, 
Leistungen an Hinterbliebene und für Unfallverhü- 
tung stiegen zwischen 5 und 12 ®/o gegenüber dem 
Jahr 1966. 

Die Unfallverhütung wurde auch im Berichtsjahr 
intensiviert. Das geht aus den Zusammenstellungen 
über die Zahl der Betriebsbesichtigungen ebenso 
hervor wie aus der Zunahme der Schulungskurse 
und geschulten Personen. Auch die Zahl der ehren- 
amtlichen Sicherheitsbeauftragten in den Betrieben 
und Verwaltungen hat zugenommen. 

Zur Informationsreise des Ausschusses 

Die Informationsreise sollte einen möglichst gro- 
ßen Überblick über die in den Betrieben anstehen- 
den Fragen der Arbeitssicherheit unter den ver- 
schiedenen Arbeitsvoraussetzungen ermöglichen. 
Neben Großbetrieben standen deshalb auch Betriebe 
mittlerer Größe, ein Handwerksbetrieb und eine 
Großbaustelle auf dem Programm. Bei der Durch- 
führung der Informationsreise ging man davon aus, 
Erkenntnisse über die Wirksamkeit der Vorschriften 
nach dem Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz 
und den Arbeitsschutzvorschriften sowie aller Maß- 
nahmen in der Unfallverhütung zu sammeln. 

Die Reise begann mit dem Besuch eines großen 
Werkes der Stahlverarbeitung am Abend des ersten 
Reisetages. Die Besichtigung wurde bewußt in die 
Abendstunden gelegt, um auch die mit einer Spät- 
schicht zusammenhängenden Probleme der Arbeits- 
Sicherheit in die Gesamtbetrachtung mit einbeziehen 
zu können. Am zweiten Tag wurden ein Betrieb 
mittlerer Größe zur Fertigung von Arbeitsmaschinen 
für die Nahrungsmittelbranche, ein Hüttenwerk mit 
Produktionsabteilungen und einem Gesundheits- 
zentrum, ein Handwerksbetrieb der Metallverarbei- 
tung und eine Großbaustelle mit mehr als 40 Einzel- 
firmen besichtigt. In jedem Betrieb schloß sich eine 
Diskussion mit Vertretern der Betriebsleitung, des 
Betriebsrates, Sicherheitsbeauftragten, Sicherheits- 
fachkräften und Betriebsärzten über den Stand der 
Unfallverhütung an. Zum Abschluß der Informations- 
reise wurde am dritten Tag eine Aussprache des 
Ausschusses mit Sicherheitsbeauftragten und an- 
deren Sicherheitsfachkräften verschiedener Bran- 
chen sowie Vertretern der Sozialpartner, der Ge- 
werbeaufsicht, der Berufsgenossenschaften über die 
Erfahrungen in der Unfallverhütung durchgeführt. 

Ergebnis der Ausschußberatungen 

Die Ergebnisse der Informationsreise, insbeson- 
dere die Anregungen der Gesprächspartner aus den 
Betrieben, den Aufsichtsdiensten und den Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbänden wurden bei der 


abschließenden Beratung des Unfallverhütungs- 
berichtes in der Sitzung des Ausschusses am 17. De- 
zember 1970 nochmals erörtert. Das Unfallgeschehen 
in den Betrieben bewegt sich in Größenordnungen, 
die durch Aufsichtsdienste — wie sie außerhalb der 
Betriebe in Form der Gewerbeaufsicht und der tech- 
nischen Aufsicht der Berufsgenossenschaften be- 
stehen — zwar beeinflußt, aber nicht entscheidend 
verringert werden können. Eine wirksame Be- 
einflussung des Unfallgeschehens setzt bei der Ge- 
staltung der Arbeitsplätze und bei der Festlegung 
der Arbeitsverfahren an, indem die Erkenntnisse 
der Unfallverhütung bereits bei der Planung und 
später bei der betrieblichen Überwachung berück- 
sichtigt werden. Diese Aufgaben können nicht nur 
aus der Sicht der Sicherheitstechnik, sondern sie 
müssen auch aufgrund arbeitsmedizinischer Er- 
fahrungen gelöst werden. Neben den erforderlichen 
Kenntnissen auf sicherheitstechnischem Gebiet muß 
auch die Kenntnis der für jeden Betrieb spezifischen 
Belange vorhanden sein. Diese Voraussetzungen er- 
füllen gut ausgebildete Sicherheitsingenieure, die in 
engem Kontakt mit den Betriebsleitungen für Pla- 
nung, Produktion und Instandhaltung stehen. 

Nicht zu unterschätzen ist in diesem Zusammen- 
hang der Erfahrungsschatz der Arbeitnehmer, die 
sich täglich mit den Problemen an ihrem Arbeits- 
platz auseinandersetzen müssen. Die Einrichtung 
des durch das Unfallversicherungs-Neuregelungs- 
gesetz geschaffenen ehrenamtlichen Sicherheits- 
beauftragten war ein erster Schritt, um diese Er- 
fahrungen nutzen zu können. Erfreulich ist die Tat- 
sache, daß die Zahl der Sicherheitsbeauftragten — 
wie aus dem Unfallverhütungsbericht 1967 zu ent- 
nehmen ist — ■ weiter gestiegen ist und auch die 
Schulung dieses Personenkreises verstärkt wurde. 
Hinsichtlich der Stellung der Sicherheitsbeauftragten 
im Betrieb scheinen jedoch Verbesserungen erforder- 
lich zu sein. Das kam bei den Gesprächen im Laufe 
der Informationsreise immer wieder zum Ausdruck. 
In erster Linie wurde darauf hingewiesen, daß für 
die ehrenamtlichen Sicherheitsbeauftragten nicht 
immer die erforderliche Zeit zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben zur Verfügung steht. Auch eine 
überschaubare Abgrenzung der Wirkungsbereiche 
der Sicherheitsbeauftragten wurde vermißt. Hin- 
sichtlich der Schulung der Sicherheitsbeauftragten 
entstand der Eindruck, daß bei aller Anerkennung 
der Verdienste der Unfallversicherungsträger auf 
diesem Gebiet Überlegungen über die Wirksamkeit 
der Schulungsarbeit zweckmäßig wären. Diese bei- 
spielhaft vorgebrachten Anregungen sollten weiter 
verfolgt werden. Vielleicht könnten die Berufs- 
genossenschaften zur Unterstützung der ihnen über- 
tragenen Aufgaben durch einen Forschungsauftrag 
von Wissenschaftlern untersuchen lassen, welche 
Möglichkeiten zur Steigerung der Effektivität der 
Arbeit der Sicherheitsbeauftragten in den Betrieben 
bestehen. 

Der betriebsärztliche Dienst — soweit er auf frei- 
williger Basis in einigen Betrieben eingerichtet ist — 
befaßt sich mit Erstbehandlungen, Überwachungs- 
untersuchungen und ärztlichen Beratungen. Zu sei- 
nen wesentlichen Aufgaben zählt daneben die vor- 
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beugende arbeitsmedizinische Tätigkeit, die sich in 
der Beurteilung von Arbeitsplätzen und Arbeits- 
verfahren niederschlägt. Hier sind auch die Ver- 
zahnung mit den sicherheitstechnischen Aspekten 
besonders ausgeprägt und technischer und gesund- 
heitlicher Arbeitsschutz miteinander verknüpft. 

Eine gesetzliche Regelung für Sicherheitsfach- 
kräfte und Betriebsärzte sollte sich an diesen Tat- 
sachen orientieren. 

Sicherheitsingenieure, die in Betrieben verschie- 
dener Branchen bereits eingesetzt sind, haben ihre 
Spezialkenntnisse in der Regel durch Selbststudium 
erworben. Ein Berufsbild für den Sicherheits- 
ingenieur besteht nicht. Zwar gibt es Fortbildungs- 
kurse und Sonderlehrgänge im Bundesinstitut für 
Arbeitsschutz in Koblenz und bei den einzelnen 
Berufsgenossenschaften, doch reichen diese Ver- 
anstaltungen nicht aus. Dem jungen Ingenieur oder 
Techniker, der nach seinem abgeschlossenen tech- 
nischen Fachstudium der Elektrotechnik oder des 
Maschinenbaus sich Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes aneignen will, muß die Gelegenheit 
hierzu stärker als bisher geboten werden. Die zu- 
künftige Bundesanstalt für Unfallforschung und 
Arbeitsschutz könnte diese Aufgabe erfüllen. Dabei 
wird sich die Bundesanstalt allerdings nicht auf die 
Schulungstätigkeit beschränken können, weil das 
nicht zuletzt eine Frage der Kapazität ist. Als For- 
schungsanstalt könnte sie zusätzlich für andere Ein- 
richtungen Aus- und Fortbildungsmodelle entwickeln. 

Der Unfallverhütungsbericht 1967 erwähnt einen 
Forschungsauftrag über Unfallzahlen im häuslichen 
Bereich. Zahlenmaterial wird im Bericht nicht vor- 
gelegt, da Erhebungen bisher nicht angestellt wur- 
den. Inzwischen sind Zahlen über häusliche Unfälle 
genannt worden, die an die Größenordnung der 
Unfallzahlen bei den Unfallversicherungsträgern 
herankommen. Gezielte Unfallverhütung im häus- 
lichen Bereich setzt aber Kenntnis über Umfang und 
Verteilung der Unfälle voraus. Der Ausschuß sieht 
die Schwierigkeiten, die einer zufriedenstellenden 
Lösung dieses Problems noch im Wege stehen. Dies 
sollte jedoch um so mehr Anlaß sein, das Unfall- 
geschehen im häuslichen Bereich in die Unfall- 
forschung einzubeziehen. 


Wie seine Vorgänger, enthält der Unfall- 
verhütungsbericht 1967 einen Überblick des Unfall- 
geschehens in den drei Gruppen der Unfallversiche- 
rungsträger — gewerbliche Berufsgenossenschaften, 
landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften und 
Eigenunfallversicherungsträger. Diese Art der Dar- 
stellung erschwert es, Zusammenhänge im Unfall- 
geschehen zu erkennen. Durch eine Aufgliederung 
des Darstellung nach Wirtschaftsbereichen oder Un- 
fallversicherungsträgern sollte versucht v/erden, 
einen besseren Einblick in das Unfallgeschehen und 
den Stand der Unfallverhütung zu gewinnen. Dar- 
über hinaus könnte der Bericht auch auf Schwer- 
punkte der Unfallverhütungsarbeit eingehen und 
damit seine Aussagekraft verstärkt werden. 

Die Unfälle auf den Wegen nach und von der 
Arbeitsstätte machen im Berichtsjahr wieder 10®/o 
aller gemeldeten Unfälle aus. In diesen Wege- 
unfällen sind zum Teil Verkehrsunfälle enthalten. 
In kommenden Berichten sollte deshalb bei den 
Wegeunfällen auf das Unfallgeschehen im Verkehr 
detaillierter eingegangen werden. Soweit die Unfall- 
versicherungsträger nicht schon Erhebungen in die- 
sem Bereich anstellen, sollten sie für die Zukunft 
detailliertere Erfassungsnormen entwickeln. In der 
Zwischenzeit besteht die Möglichkeit, das Unfall- 
geschehen auf den Wegen nach und von der Arbeits- 
stätte anhand von Erhebungen einzelner Berufs- 
genossenschaften darzustellen. Uber das Unfall- 
geschehen bei den ausländischen Arbeitnehmern 
gibt der Unfallverhütungsbericht 1967 keinen Auf- 
schluß. In zukünftigen Unfallverhütungsberichten 
sollten die ausländischen Arbeitnehmer wieder be- 
rücksichtigt werden. Dabei müßten nicht nur Pau- 
schalvergleiche mit anderen Gruppen von Beschäf- 
tigten angestellt, sondern auch Untersuchungen mit 
vergleichbaren Tätigkeiten veranlaßt werden. 

Bei der ersten Beratung des Unfallverhütungs- 
berichtes 1967 waren die Vorarbeiten für den Be- 
richt 1968 nahezu abgeschlossen. Eine Berücksichti- 
gung der Wünsche des Ausschusses wäre nicht mehr 
zu realisieren gewesen. Deshalb hat der Ausschuß 
die Bundesregierung ersucht, die Berichte für die 
Jahre 1968 und 1969 zusammenzufassen und für 
beide Jahre einen gemeinsamen Bericht vorzulegen. 


Bonn, den 22. Januar 1971 


Langebeck 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Unfallverhütungsbericht 1967 — Druck- 
sache VI/183 — Kenntnis zu nehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. den Entwurf eines Gesetzes für Sicherheits- 
ingenieure, Betriebsärzte und Sicherheits- 
beauftragte vorzulegen, der der Verknüpfung 
des technischen und gesundheitlichen Arbeits- 
schutzes Rechnung trägt; 

2. beim Ausbau des Bundesinstituts für Arbeits- 
schutz zu einer Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung die Aus- und Fort- 


bildung der Sicherheitsfachkräfte zu ver- 
stärken; 

3. die Maßnahmen für die Unfallverhütung im 
häuslichen Bereich zu intensivieren und dabei 
im Rahmen der Unfallforschung eine bessere 
Erfassung der häuslichen Unfälle und ihrer 
Ursachen anzustreben; 

4. in künftigen Unfallverhütungsberichten auch 
das Unfallgeschehen und den Stand der Un- 
fallverhütung in den verschiedenen Wirt- 
schaftsbereichen und bei den Trägern der Un- 
fallversicherung unter detaillierter Berück- 
sichtigung auch des Unfallgeschehens im Ver- 
kehr darzustellen, sowie Schwerpunkte der 
Unfallverhütungsarbeit aufzuzeigen. 


Bonn, den 17. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg Langebeck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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